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I. Perſönliche Angelegenheiten. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin Wo, den 19. Februar 1925. 


Nachdem mich der Herr Miniſterpräſident zum Staatsminiſter und Miniſter für 


Handel und Gewerbe ernannt hat, habe ich heute die Leitung des Handelsminiſteriums 
übernommen. 


Dr. Schreiber. 


An ſämtliche dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden. 


Der Gewerbeaſſeſſor Mau in Crefeld iſt zum 1. Februar d. Is. nach Siegen verſetzt worden. 


„Der Studienrat a. D. Dipl.-Ing. Heermann iſt zum Studienrat an den Staatlichen 
Vereinigten Maſchinenbauſchulen Elberfeld⸗Barmen in Elberfeld ernannt worden. 


. . ̃ ̃ ͤ A—.ñxĩ⁊é:%:ꝓ̃ : 


II. Allgemeine Verwaltungs angelegenheiten. 


Erl. d. M. f. H. vom 7. Februar 1925 Nr. IIIa 178, betr. dringende Staatsgeſpräche der 
Schlichtungsbehörden. 
Der Herr Reichsarbeitsminiſter hat folgendes mitgeteilt: 


„Die Oberpoſtdirektion in Dresden hatte die Zulaſſung der Schlichtungs. 
ausſchüſſe zur Anmeldung dringender Staatsgeſpräche abgelehnt, weil fie nicht 
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als Staatsbehörden anerkannt werden könnten. Auf meine Vorſtellung hat der 
Herr Reichs poſtminiſter anerkannt, daß die auf Grund der Verordnung über das 
Schlichtungsweſen vom 30. Oktober 1923 (RGBl. I S. 1043) errichteten 
Schlichtungsausſchüſſe Staatsbehörden im Sinne des $ 17 VI Abſ. 1 der 
Fernſprechordnung und deswegen zur Anmeldung dringender Staatsgeſpräche 
berechtigt ſind.“ 


Abdrucke dieſes Runderlaſſes ſind für die Schlichtungsausſchüſſe angeſchloſſen. 


J. A.: Flatow. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Oberpräſidenten in Berlin W 10, 
Viktoriaſtr. 24. 


Erl. d. M. f. H. vom 12. Februar 1925 Nr. IIa 525, betr. Grunderwerb durch außer: 
preußiſche juriſtiſche Perſonen. 
Ich überſende nachſtehende Abſchrift zur Kenntnis und Beachtung. 


nhl 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


Abſchrift. 


Verfügung des Staatsminiſteriums über Grunderwerb durch außer⸗ 
preußiſche juriſtiſche Perſonen vom 28. Januar 1925 St. M. I 1066. 


Nach der Verordnung der Preußiſchen Staatsregierung vom 25. März 1920 über 
die Genehmigung von Grunderwerb durch außerpreußiſche juriſtiſche Perſonen (GS. S. 85) 
wird die zum Erwerb von Grundſtücken gemäß Art. 7 § 2 Abſ. 1 des Ausführungsgeſetzes 
zum Bürgerlichen Geſetzbuch erforderliche Genehmigung juriſtiſchen Perſonen, die ihren 
Sitz außerhalb Preußens in einem anderen deutſchen Lande haben, von den Regierungs⸗ 
präſidenten, in Berlin von dem Polizeipräſidenten erteilt. Würde die juriſtiſche Perſon, 
wenn ſie am Orte des zu erwerbenden Grundſtücks ihren Sitz hätte, nach den beſtehenden 
allgemeinen Beſtimmungen einer anderen ſtaatlichen Auſſichtsbehörde als dem Regierungs- 
(Polizei-) Präſidenten unterſtehen, jo iſt dieſe andere Behörde für die Genehmigung zuſtändig. 
Hiernach iſt den in Betracht kommenden Behörden die ſelbſtändige Entſcheidung über 
Anträge auf Genehmigung von Grunderwerb durch außerpreußiſche juriſtiſche Perſonen 
ausſchließlich übertragen. Gleichwohl ſind dieſe Behörden nicht der Pflicht überhoben, 
zunächſt unter Beifügung der erforderlichen Unterlagen an die beteiligte Zentralbehörde 
zu berichten, wenn bei der Beurteilung des Falles allgemein-politifche Geſichtspunkte in 
Frage kommen können. Eine ſolche Berichterſtattung wird insbeſondere bei Anträgen 
erwartet, die von außerpreußiſchen juriſtiſchen Perſonen öffentlichen Rechts, z. B. von 
außerpreußiſchen Ländern, geſtellt werden. 


Berlin, den 28. Januar 1925. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


gez. Braun. gez. Severing. 
Zugleich als Finanzminiſter und Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung. 


St. M. I 1086/25. 
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III. Handelsangelegenheiten. 


1. Handels vertretungen. 


Zweckverband niederſchleſiſcher Induſtrie⸗ und Handelskammern. 


Dem Zweckverbande niederſchleſiſcher Induſtrie⸗ und Handelskammern, dem die 
Kammern Breslau, Liegnitz, Hirſchberg, Sagan und Schweidnitz angehören, erteile ich 
meine Genehmigung. 


Berlin, den 16. Februar 1925. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
IIa 824. J. V.: Dönhoff. 


2. Sonſtige Angelegenheiten. 
Bekanntmachung, betr. Ungültigkeitserklärung von verlorengegangenen und zurück⸗ 
gezogenen Sprengſtoff⸗Erlaubnisſcheinen. 

Der von dem Landrat des Siegkreiſes für den Schießmeiſter Jakob Hambuch in 
Sand bei Oberpleis unter Nr. 36 des Verzeichniſſes (Muſter B) ausgeſtellte Sprengſtoff⸗ 
Erlaubnisſchein iſt verlorengegangen und wird hiermit für ungültig erklärt. Die von dem 
Landrat des Kreiſes Oſterode a. H. für den Grubenſteiger Robert Michaelis in Bad 
Lauterberg unter Nr. 33 (Muſter B) und von dem Bergrevierbeamten für das Bergrevier 
Eisleben für den Betriebslaiter Rudolf Ahlig in Morungen unter Nr. 1 (Muſter A) 
ausgeſtellten Sprengſtoff⸗Erlaubnisſcheine find zurückgezogen worden und haben ihre 
Gültigkeit verloren. 


Berlin, den 7. Februar 1925. 
Zugleich für den Miniſter des Innern. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 


J. A.: von Meyeren. 
III 9465. 10 — M. f. H. — II G 151 M. d. J. 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Dampfkeſſelweſen. 


Erl. d. M. f. H. vom 3. Februar 1925 Nr. III 664, 16 176, betr. Verordnung zur Er⸗ 
gänzung der Keſſelanweiſung (Dampfkeſſelbetriebskontrolleure). 
Verordnung zur Ergänzung der Keſſelanweiſung. 

Auf Grund des 83 des Geſetzes vom 3. Mai 1872, den Betrieb der Dampfkeſſel 
betreffend (GS. S. 515), beſtimme ich, daß Abſchnitt „VII. Sonſtige Beſtimmungen“ 
der Keſſelanweiſung vom 16. September 1909 (SHMBl. S. 555) durch nachſtehenden § 45 
ergänzt wird: 

„§ 45. Dampfkeſſelbetriebskontrolleure. 

Die von den Dampfkeſſelüberwachungsvereinen angeſtellten Dampfkeſſel⸗ 
betriebskontrolleure haben die Aufgabe, die Vereinsingenieure bei der Uberwachung 
der für die Sicherheit der Dampfkeſſelbetriebe vorgeſchriebenen Einrichtungen und 
der Schutzvorrichtungen für das Keſſelperſonal zu unterſtützen ſowie die Stejjel- 
wärter in der Bedienung der Sicherheitsvorrichtungen und der Keſſelfeuer zu 
unterweiſen. Die hierfür maßgebende Dienſtanweiſung wird vom Miniſter für 
Handel und Gewerbe erlaſſen und im Miniſterialblatt der Handels- und Gewerbe— 
verwaltung veröffentlicht. 0 

Dieſen Dienſt üben die mit einem amtlichen Ausweis verſehenen Dampf- 
keſſelbetriebskontrolleure als Sachverſtändige im Sinne des § 3 des Geſetzes, 
den Betrieb der Dampfkeſſel betreffend, vom 3. Mai 1872 (GS. S. 515) aus. 

Berlin, den 3. Februar 1925. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Siering. 
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Unter Bezugnahme auf Abf. (3) des Erlaſſes vom 20. November 1924 — III 8327, 
16 2093 —, betreffend Gemeinſchaftsarbeit bei der Dampfkeſſelüberwachung (SMBl. 
S. 283), überſende ich vorſtehenden Abdruck der „Verordnung zur Ergänzung der Dampf⸗ 
keſſelanweiſung“ vom heutigen Tage zur gefälligen Kenntnis, nachdem der Staatsrat in 
der Sitzung am 21. Januar d. Is. beſchloſſen hat, gegen die Verordnung keine Ein⸗ 
wendungen zu erheben. 

Die Verordnung tritt nach §3 des Geſetzes über die Verkündung von Nechtsverord- 
nungen vom 9. Auguſt 1924 (GS. S. 597) an dem auf die Verkündung im Miniſterial⸗ 
blatt der Handels- und Gewerbeverwaltung folgenden Tage in Kraft. 

Die Aufſichtsbehörden wollen die Dampfkeſſelüberwachungsvereine, für die je 3 Ab—⸗ 


drucke der Verordnung und dieſes Erlaſſes beigefügt ſind, entſprechend anweiſen. 


(Zuſatz für alle Negierungspräfidenten und Oberbergämter und den Polizeipräſidenten 
in Berlin): 

Abdrucke (der Verordnung und dieſes Erlaſſes) für die Oberregierungs- und ⸗gewerbe⸗ 
räte, die Regierungs⸗ und Gewerberäte, die Gewerberäte und die Bergrevierbeamten 
liegen bei. 

Die Verordnung iſt alsbald in den Regierungsamtsblättern zu veröffentlichen. 

Siering. 


An 
a) die Aufſichtsbehörden der Dampfkeſſelüberwachungsvereine, 
nachrichtlich an: 
b) 1. die übrigen Herren Regierungspräſidenten und Oberbergämter, 
2. den Herrn Präſidenten der Reichsarbeitsverwaltung, 
3. den Herrn Miniſter des Innern, 
4. den Herrn Finanzminiſter, 
5. den SCH Landwirtſchaftsminiſter, 
6. den Zentralverband der preußiſchen Dampfkeſſelüberwachungsvereine in Wernigerode 
a. H., Harburgſtraße 4, - 
7. die Vereinigung der Großkeſſelbeſitzer, Charlottenburg, Lohmeverſtraße 28; 
8. den Reichsverband der Deutſchen Induſtrie, Berlin W. 35, Kurfürſtenſtraße 137, 
9. die Preußiſche Hauptlandwirtſchaftskammer, Berlin 20 9, Königgrätzer Straße 19, 
10. die Vereinigung der Deutſchen Dampfkeſſel⸗ und Apparate⸗Induſtrie, Düſſeldorf, 
Sternſtraße 38, 
11. den Zentralverband der Maſchiniſten und Heizer, Berlin SO 33, Skalitzer Straße 47/48, 
12. den Deutſchen Gewerkſchaftsbund, Berlin⸗Wilmersdorf, Kaiſerallee 25, 
13. den Verband der Deutſchen Gewerkvereine, Berlin NO 55, Greifswalder Straße 221, 
14. den Ingenieurverband Deutſcher Dampfkeſſelüberwachungsvereine, z. Hd. des 
Herrn Ingenieurs Steinbach, Hannover⸗Waldhauſen, Güntherſtraße 12, 
15. den Bund angeſtellter Chemiker und Ingenieure, Berlin⸗Schöneberg, Hauptſtraße 191, 
16. den Verein Deutſcher Ingenieure, Berlin NW 7, Sommerſtraße 4a, 
17. den Deutſchen Dampfkeſſelausſchuß, z. Hd. des Herrn Baurat Dr.⸗Ing. e. h. Fritz 
Neuhaus, Generaldirektor der A. Borſig⸗G. m. b. H, Berlin⸗Tegel, 
18. die Arbeitsgemeinſchaft für Unfallverhütung z. Hd. des Herrn Gewerbeaſſeſſor a. D. 
Michels, Berlin WI, Köthener Straße 37, 
19. den Landesausſchuß der preußiſchen Induftrie- und Handelskammern (mit Abdruck 
des Erlaſſes vom 20. November 1924 [HM Bl. S. 283), Berlin, 
und 
c) die Landtagsfraktionen 
1. der Deutſchnationalen Volkspartei, 
der Deutſchen Volkspartei, 
der Zentrumspartei, 
der Deutſch⸗Demokratiſchen Partei, 
der Sozialdemokratiſchen Partei, 
der Kommuniſtiſchen Partei Deutſchlands, 
der Wirtſchaftspartei des deutſchen Mittelſtandes (mit Abdruck des Erlaſſes vom 
20. November 1924 [HM Bl. S. 283) 


Berlin (Landtag). 


SS CG béi 
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2. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege. 


Erl. d. M. f. H. vom 11. Februar 1925 Nr. III 341, betr. Sonntagsruhe im Handels: 
, gewerbe. 


In dem in Nr. 22 des HMBl. vom 30. Dezember v. Is., S. 326, veröffentlichten 
Runderlaß, betreffend Richtlinien für die Bewilligung von Ausnahmen vom Verbot der 
Sonntagsarbeit im Handelsgewerbe, iſt beſtimmt worden, daß mir vor Zulaſſung von 
Ausnahmen gemäß Ziffer 1 Abſ. 2 der Richtlinien in jedem Falle zu berichten und daß 
dabei die Stellungnahme der beteiligten Arbeitgeber⸗ und Arbeitnehmerverbände ſowie der 
kirchlichen Behörden anzugeben iſt. Daß in dieſen und allen ähnlich liegenden Fällen 
auch die Induſtrie⸗ und Handelskammern als die amtlichen Vertretungen von Handel und 
Induſtrie gehört werden, halte ich für ſelbſtverſtändlich. Einem von dem Landesausſchuß 
der preußiſchen Induſtrie⸗ und Handelskammern geäußerten Wunſche entſprechend möchte 
ich jedoch hierauf im Einverſtändnis mit den übrigen an dem Erlaß vom 26. No⸗ 
vember v. Is. beteiligten Reſſorts noch beſonders hinweiſen. 


J. A.: von Meyeren. 
An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten, hier. 


Erl. d. M. f. H. u. d. JM. vom 12. Februar 1925 Nr. III 9108/24, IV 15012 M.. H., 

VIII 115 IM., betr. Beſchäftigung von Strafgefangenen. 

Ziffer 9 unſeres gemeinſamen Runderlaſſes vom 22. Oktober 1924 — III 4685, 
IV 8997 M. f. H. und VIII 666 IM. — (HMBl. S. 275) wird dahin ergänzt, daß das 
Landesamt für Arbeitsvermittlung in Obrawalde zuſtändig iſt für den Oberlandesgerichts⸗ 
bezirk Marienwerder, ſoweit Strafanſtalten in der Provinz Grenzmark Poſen⸗Weſtpreußen 
in Frage kommen. Ziff. 9 unſeres Runderlaſſes erhält hiernach folgende Faſſung: 
9. Ortlich zuſtändig ſind das Landesamt für Arbeitsvermittlung in 
Stettin für den Oberlandesgerichtsbezirk Stettin, 


Breslau =» E Breslau, 

Kiel = = = Kiel, 
Hannover ` Gelle, 
Magdeburg ` Naumburg, 
Münſter St? - Hamm, 
Obrawalde - = Marienwerder, 


ſoweit Strafanſtalten in der Provinz Grenzmark Poſen-Weſtpreußen in Betracht 


kommen, 
Frankfurt a. M. für die Oberlandesgerichtsbezirke Ve a. M. und 
Caſſel, 
Düffeldorf _ dë Düſſeldorf und Köln, 
Königsberg i. Pr. = Königsberg i. Pr. und 


Marienwerder mit 
Ausſchluß der Straf⸗ 
anſtalten in der 
Provinz Grenzmark 
Poſen⸗Weſtpreußen, 
ſowie das Brandenburgiſche Landesamt für Arbeitsvermittlung und das Berliner 
Landesamt für Arbeits vermittlung für den Kammergerichtsbezirk (Strafvollzugs⸗ 
amt in Berlin). 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Juſtizminiſter. 
J. A.: von Meyeren. J. A.: Klein. 
An die Landesämter für Arbeitsvermittlung und die Herren Präſidenten der Straf- 
vollzugsämter, 
ſowie zur Kenntnis 


an die Herren Oberpräſidenten, die Herren Oberlandesgerichtspräſidenten und den Herrn 
Kammergerichtspräſidenten, hier. e 


3. Gewerbegerichte, Kaufmannsgerichte. 


Erl. d. M. f. 5. vom 11. Februar 1925 Nr. III 532, 11376, betr. überſichten über Aufbau 
und Tätigkeit der Gewerbe⸗, Kaufmanns⸗ und Berggewerbegerichte und der arbeits⸗ 
gerichtlichen Kammern der Schlichtungsausſchüſſe für das Jahr 1924. 


Im Anſchluß an meinen Erlaß vom 22. Dezember v. J. — III 9155/24 — laſſe ich 
Ihnen die Vordrucke zur Aufſtellung der Überſicht über die Tätigkeit der Gewerbe-, Kauf⸗ 
manns und Berggewerbegerichte ſowie der arbeitsgerichtlichen Kammern der Schlichtungs⸗ 
ausſchüſſe mit dem Erſuchen zugehen, je 2 Stück der betreffenden Vordrucke den vorbezeich⸗ 
neten Dienſtſtellen des dortigen Bezirkes mit der Anweiſung zuſtellen zu laſſen, nunmehr 
umgehend die Ausfüllung der Vordrucke vorzunehmen und ſie nach Fertigſtellung Ihnen 
zu überjenden. Die einzelnen Tätigkeitsüberſichten ſind alsdann von Ihnen zu ſammeln 
und durch meine Hand an das Statiſtiſche Reichsamt, hierſelbſt W 10, Lützowufer 6/8, 
zu ſenden unter Beifügung einer dort nach beiliegendem Muſter aufzuſtellenden Geſamt⸗ 
überſicht über den Aufbau der Gewerbe— (Berggewerbe⸗) gerichte, der Kaufmannsgerichte 
und der arbeitsgerichtlichen Kammern der Schlichtungsausſchüſſe ſowie über die Zahl der 
Innungs⸗Schiedsgerichte im Jahre 1924. Die Anordnung der Überſendung der ÜÜberſichten 
durch meine Hand hat, wie ich ausdrücklich hervorhebe, nur für das Berichtsjahr 1924 
Gultigkeit, da ich ein Intereſſe daran habe, an der Hand der Überſichten die Auswirkung 
der Schlichtungsverordnung kennen zu lernen. Sollten die für die Gewerbegerichte, Kauf⸗ 
mannsgerichte und arbeitsgerichtlichen Kammern der Schlichtungsausſchüſſe beſtimmten 
Vordrucke wider Erwarten nicht ausreichen, erſuche ich, den weiteren Bedarf unmittelbar 
von der Regiſtratur IIIA des Reichsarbeitsminiſteriums zu erbitten. 

Von ſämtlichen Vordrucken iſt je ein Stück zur Verwendung für die dortigen Akten 
beſtimmt. 


J. A.: von Meyeren. 


An ſämtliche Herren Regierungspräſidenten (außer Sigmaringen) und an die Ober⸗ 
bergämter in Breslau, Bonn, Dortmund. 


Aberſicht 
über die Tätigkeit des Gewerbegerichts nn mn nn 
im Jahre 1924. 


1. Iſt das Gewerbegericht gemäß 88 1, 2 des GGG. errichtet .. 
2. Oder iſt es ein gemäß § 82 des GGG. errichtetes (Berg⸗)Gewerbegericht . . . - - 


3. Oder ein auf Grund der Landesgeſetze zur Entſcheidung gewerblicher Streitigkeiten 
rere eee e. 


für die Bezirke mehrerer Gemeinden oder Teile von ſolcher n 
für den Bezirk eines weiteren Kommunalverbandes oder Teile eines ſolchen: 
oder auch für einen ſolchen Bezirk oder Teile davon und eine oder mehrere 
Einzelgemeinden?“œ?˙k87 Z en 


5. Für welche Gemeinden, Kreiſe uſw. iſt das Gewerbegericht zuſtändighgß e 


(Die Fragen 1 bis 5 ſind nach dem Stande am Jahresſchluſſe zu beantworten.) 


6. Welche Veränderungen ſind im Aufbau des Gewerbegerichts (Fragen 1 bis 5) im 
Laufe des Jahres eingetreten? 


C . Ee 


Erläuterungen: 


Es müſſen übereinſtimmen die Summen der Zahlen in den Spalten: 
1.) 1 bis 3, K bis 11, 17 bis 2 3.) 54 bis 58, 61 bis 63; 
2.) 28 bis 31, 32 bis 34, 35 bis 42, 48 bis 53; 4.) 59 und 60, 61 und 62. 
Es müſſen ſich ferner decken e 
die Summe der Zahlen in den Spalten 12 bis 16 mit dem Eintrag in Sp. 9, 
* — = = e = D 24 = 26 = e 2 = D 2 
- } 2 d A ie? bag Age, 7 "9 e SKI, 
- 6 e E D eg E 5 I 
b) Wenn in einer Streitigkeit mehrere (Teil“) Urteile ergangen find, ſo iſt fie erſt durch 
das letzte Urteil als erledigt anzuſehen und in dem Jahre dieſes Urteils als SG 
durch Endurteil erledigte Sache einzutragen. 2 
e) Iſt eine Streitigkeit durch einen Vergleich und einen Verzicht erledigt worden, ſo iſt 
der Fall (als ein Fall) nur bei der wichtigeren Entſcheidung, die zu be 
ſtimmen dem Ermeſſen des Gerichts anheimzugeben iſt, einzutragen. Ce 
d) Die aus dem Vorjahre ſtammenden, erſt im Berichtsjahr erledigten Sachen, die in 
der Überſicht des Vorjahres als „unerledigt geblieben“ bezeichnet wurden, find in 
roten Ziffern nachzuweiſen. Sind aus dem Vorjahr übernommene Sachen auch 
im Berichtsjahr noch unerledigt geblieben, fo find fie in den Spalten 11, 26, 2 
und 63 mit roten Ziffern als unerledigt einzutragen; alsdann muß die Summe der 
unerledigten Sachen (rote und ſchwarze Zahlen derſelben Spalte) im nächſten Jahre 
in roten Ziffern nachgewieſen werden. 1 
e) Iſt Verjährung eingetreten, ſo iſt der Fall in Spalte 10 oder 41 nachzuweiſen. 
Alle Eintragungen in Spalte 10 ſind in Spalte 27, alle Eintragungen in den Spalten 
41 und 62 ſind in Spalte 71 zu erläutern. d 17 
D In Spalte 24 find auch die Fälle nachzuweiſen, in denen der Berufung nur keil— 
weiſe ſtattgegeben wurde. 
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Aberſicht 


über die Tätigkeit des Kanfmannsger ich!: ee 


ID 


E 


b) 


0 


— 


. 


e) 


) 


im Jahre 1924. 


Iſt das Kaufmannsgericht einem Gewerbegericht angegliedert und bejahendenfalls welchem? 


für die Bezirke mehrerer Gemeinden oder Teile von ſol chen 
für den Bezirk eines weiteren Kommunalverbandes oder Teile eines ſolchen; 
oder auch für einen ſolchen Bezirk oder Teile davon und eine oder mehrere 
Einzel gemeinden . „ 


(Die Fragen 1 bis 3 ſind nach dem Stande am Jahresſchluſſe zu beantworten.) 


Welche Veränderungen ſind im Aufbau des Kaufmannsgerichts (Fragen 1 bis 3) im 


Erläuterungen: 

Es müſſen übereinſtimmen die Summen der Zahlen in den Spalten: 
1.) 1 und 2, 3 bis 10, 16 bis 21; 3.) 53 bis 57, 60 bis 62; 
2.) 27 bis 30, 31 bis 33, 34 bis 41, 47 bis 52; 4.) 58 und 59, 60 und 61. 

Es müſſen ſich ferner decken 
die Summe der Zahlen in den Spalten 11 bis AE mit dem Eintrag in Sp. 8, 


23 = 22, 
R g > ` ab. 2 42 46 5 39, 
* D e * = = 63 = 67 = = = S 60. 


Wenn in einer Streitigkeit mehrere (Teil-) Urteile ergangen ſind, ſo iſt ſie erſt durch 
das letzte Urteil als erledigt anzuſehen und in dem Jahre dieſes Urteils als „1“ 
durch Endurteil erledigte Sache einzutragen. 

Iſt eine Streitigkeit durch einen Vergleich und einen Verzicht erledigt worden, ſo iſt 
der Fall (als ein Fall) nur bei der wichtigeren Entſcheidung, die 
zu beſtimmen dem Ermeſſen des Gerichts anheimzugeben iſt, einzutragen. 

Die aus dem Vorjahre ſtammenden, erſt im Berichtsjahr erledigten Sachen, die in 
der Ueberſicht des Vorjahres als „unerledigt geblieben“ bezeichnet wurden, ſind in 
roten Ziffern nachzuweiſen. Sind aus dem Vorjahre übernommene Sachen 
auch im Berichtsjahr noch unerledigt geblieben, ſo ſind ſie in den Spalten 10, 25, 
41 und 62 mit roten Ziffern als unerledigt einzutragen; alsdann muß die Summe 
der unerledigten Sachen (rote und ſchwarze Zahlen derſelben Spalte) im nächſten 
Jahre in roten Ziffern nachgewieſen werden. 

Iſt Verjährung eingetreten, ſo iſt der Fall in Spalte 9 oder 40 nachzuweiſen. Alle 
Eintragungen in Spalte 9 ſind in Spalte 26, alle Eintragungen in den Spalten 40 
und 61 ſind in Spalte 70 zu erläutern. 

In Spalte 23 ſind auch die Fälle nachzuweiſen, in denen der Berufung nur teilweiſe 
ſtattgegeben wurde. 
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2. Tätigkeit in Rechtsſtreitigkeiten auf Grund des Art. II der Verordnung 


IR e 2 ` ` Wm 
a) Streitigteiten nach Art. II § 1 Nr. 1 bis 3 ÜUrteils verfahren, $4 der Ausf. V. z. Schl.⸗V. v. 10. 12. 23) 


FE 7 BEE EE 
ahl der Streitigkeiten Zahl der \ Dauer des Verfahrens (in den Wert des 
Se S 13 0 Erledigung Fällen der Sp. 39) bis zur En 
auf Grund von Anrufungen Verkündung des Endurteils Streitgegenſtandes 
. . ̃ ͤ RE 2 a ER Ze? Ce 
88 8 dur | u | ? 
88 sg 38 | 89 durch durch Be dutch durch urch durch Be ne 2 1 3 bis | mehr mehr | mehr 
18, 10 des] durch eine un Zu-: d an- Meiſe niger Wo⸗ Wo. | Mo- No- 20 als als als mehr nicht 
82 f. 84 ff. der DNR" Bent den | Be- [durch Sinne An⸗ rück⸗ Ber bers ) er⸗ che chen nat x als feſt⸗ 
E eichs⸗ Arbeit triebs Ver⸗ des d nah: Jun als ledigt als bis bis bis nate | BA 20 50 100 
; Vorl. verte, Arbeit. Arbeit. triebs er- 8 306 er- nah- ſäum end⸗ nach ledig i is i 15 5 e Kleng 300. ge- 
des Betriebs⸗ Land⸗ er neh- ber- gleich Aer kennt me nis⸗ Spalte] blie⸗ 2 1 le Si V = S 
rätegeſetzes peits⸗ gungs⸗ geber tre⸗ Jwwil⸗ 2 der Box EE Wo⸗ Wo- | Mo. | Mo- | ën, ſchließ⸗ 50 100 | 300 R | jtellt 
arbeits⸗ eſetzes mer prozeß⸗ [nis R urteil R 34 ben 
ordnung H > | tung ordnung Klage b teile bis 39 che chen nat nate ger lich | Re RN RN. A. 
27 28 20 am Ia 2 3 Ia , lg 7 | 8 | |s0.| 5 e 
a EE, — [0051015000 510152 
] 
| | | | 
| | 8 
| | | 
H l l I I 
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über das Schlichtungsweſen vom 30. 10. 23. 3. Tätigkeit 
SIE auf Grund des 
b) Streitigkeiten nach Art. II § 1 Nr. 4 und 5 Geſchlußverfahren, $ 5 der Ausf. V. z. Schl. V. v. 10. 12. 23) K 18 des 
Zahl der Streitigkei f Dauer des Verfahrens (in den Fällen 
29 e GE Erledigung der Spalte 60) bis zur Verkündung des JGeſetzes, betr. die Bemerkungen 
von Beſchluſſes Kaufmannsgerichte 
Se = 5 * n f zu den Spalten 27—69, 
8 89 Abſ. 2. J 43 Ab. 2, 5 Verfahren Art | | 5 
88 44,4 5 1 4 1 2 SEH Zahl der insbeſondere 
` Satz 2, sa we⸗ 1 e 
$ 56 De 2 8 82 FC DE 80 sg im im 85 ! un, niger Woche e Monat o. Erläuterungen zu den 
il d i 53 3° 398 K e N end⸗ d d bis 18 Ce 4 
EE in Verb. mit | aer 2 398 | 97,98 | münd- ſchrift⸗ att, auf erledigt! als ex ECH 57 nate abge⸗ Se Spalten 40 und 61 
8 60 8 52, $56 Abj.2 lichen lichen | ` andere Deg E bis 3 111 gebenen e 
in Verb. mit! in Verb. mit Ver ZS tigen j blieben Wo⸗ 1 Mo⸗ e Gut⸗ ſtellten 
8 39 5 43, 8 60 in er⸗ Ver⸗ Be⸗ Weiſe Woche länger a Anträge 
2 Verb. mit 8 43 fahren fahren chen | Monat nate achten 5 
des Betriebsrätegeſetzes ſchlußz | 
Ee S E KC | 
53 54 55. 56 57 58 59 60 61 62 | e 64 65 66 | e 68 69 70 
1 | | 
| 
| 
I ! | ) 
| | | 
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Aberſicht 
über die Tätigkeit der arbeitsgerichtlichen Kammer in m ↄↄd ... 
des Schlichtungsausſchuſſes iin 
im Jahre 1924. 


1. Für welchen Bezirk (Kreiſe, Gemeinden uſw.) ift die arbeitsgerichtliche Kammer zuftändig? 


W h Ser e e FE e a tu eo P 


GE EE EE am e E e ue he e e 


3. 2) Wieviel Fachkammern find vorhanden 


b) Für welche Gewerbezweige und Berufsarten ift jede einzelne Fachkammer errichtet? 


(Die Fragen 1 bis 3 ſind nach dem Stande am Jahresſchluſſe zu beantworten.) 


4. Welche Veränderungen ſind im Aufbau der arbeitsgerichtlichen Kammer (Fragen 1—3) 


Erläuterungen: 


a) Die Summen der Zahlen in den Spalten 1 bis 4, 5 bis 7, 8 bis 15 und 21 bis 26 
müſſen ſich decken. Es müſſen ſich ferner decken die Summen der Zahlen in den 
Spalten 27 bis 31 und 34 bis 36; ebenſo die Summen der Zahlen in den Spalten 
32 und 33, 34 und 35. — Die Summe der Zahlen in den Spalten 16 bis 20 muß 
dem Eintrag in Spalte 13 entſprechen, ebenſo die Summe der Zahlen in den Spalten 
37 bis 41 dem Eintrag in Spalte 34. 

b) Wenn in einer Streitigkeit mehrere (Teil-) Urteile ergangen find, fo iſt fie erſt durch 
das letzte Urteil als erledigt anzuſehen und in dem Jahre dieſes Urteils als „1“ 
durch Endurteil erledigte Sache einzutragen. 

e) Iſt eine Streitigkeit durch einen Vergleich und einen Verzicht erledigt worden, ſo iſt 
der Fall (als ein Fall) nur bei der wichtigeren Entſcheidung, die 
zu beſtimmen dem Ermeſſen der Kammer anheimzugeben iſt, einzutragen. 


d) Iſt Verjährung eingetreten, ſo iſt der Fall in Spalte 14 oder 35 nachzuweiſen. Die 
Eintragungen in den Spalten 14 und 35 ſind in Spalte 42 zu erläutern. 
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Tätigkeit in Rechtsſtreitigkeiten auf Grund des Art. II der 
— — — — t. ——— K — — 


1. Streitigleiten nach Axt. II § 1 Nr. 1 bis 3 (Urtetls verfahren. $ 4 der Ausf. Verordn. zur Schl. V. 


Zahl der Streitigkeiten Zahl Gott Dauer des Verfahrens (Un den Fällen der Sp. 19) 
auf Grund von der Anrufungen rledigung bis zur Verkündung des Endurteils 
= | S — N 
8 8 | | bur 
55 ss 8 1 5% Berge auf | 
27 84 ff 11 ua durch Se burg | burg durch Se re aa j | | 
en Il 3 durch den durch den e durch im Sinne un |Smüd Ver- * weniger | 1 Woche 2 Wochen] I Monat 3 Monate 
| der Vorl. | Reichs E > 3 d des 4 2 5 andere] Welle | cr l | E 
Arbeit · Nrbelt Betriebs; || Ber: f er nahme fäum { als bis bis bis und 
ai verſor | 5 Se K 8306 der R C End fals nach ledigt 1 Soche 2 W 91 D 
des Betriebs- arbeils- 1 eich | Zivil kenn! > KE urteile Spalte blieben ail ochen ! Monat Monate) länger 
x 2 * tretung prozeß nis Klage | urteil 8 bis 13 | | | S 
rätegeſetzes ordnung geſetzes ordnung Ve | | 
| | | | 
3 — — _ =; R * — Pe a 8 
1 Br || N 5 6 7 8 D 10 11 mp 13 u“ | 8 10 1 18 19 20 
1 R 
` | 
| | | | 
| 1 { | 
| | | | | 
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Verordnung über das Schlichtungsweſen vom 30. 10. 23 
—— ⁴ZRn—.———— —.—— —— ———⅛ͥᷣ 


v. 10. 12. 23) 2. Streitigkeiten nach Art. II §1 Nr. 4 u. 5 (Beſchluß verfahren, §5 der Ausf V. zur Schl. V. v. 10. 12. 23) 
Wert d itigkei Dauer des Verfahrens (in den Fällen Bemerkungen, 
Che 25 Lahn en Erledigung der Spalte 34) bis zur Verkündung des d 
treitgegenſtandes auf Grund von Beſchluſſes insbeſondere 
o 2 2 . | | = ä 

bis 20 mehr | mer! mehr 8884 8 44 Ge 10 Verfahren Art | Erläuterungen 

85 8 51 Abf. 1, Saß 2, $ 52 | 555 we⸗ ee 1 3 

IC als als als mehr nicht 56 Abb 1 SA BB |; 3 N | Rue, | g 70 ba 1 3 Lan den Spalten 

d 20 50 100 als | feit lant 2 in in Verb. mit 8 80 98 . end⸗ Et or a Git Reken: 

ein: | Verb mit | sm 856 Abf. 2 97, gau münd⸗ ſchrift⸗ ` auf erledigtſ[ als bis bis bis 14 und 35 
ſchließ⸗ bis bis bis 300 ger 89 99, 4, Abſ. 2 lichen lichen gr andere | pri we 
i 100 900 PI ſtellt 8 60 in in Verb. mit x Mr tigen se blieben 1 2 1 3 länger 

lich Verb. mit 8 43, § 60 in Ver⸗ Ver⸗ Weiſe Woche Woch Monat Monat 

RM | RM | Su 8 50 Verb. m. 8 43 deren Be⸗ och ochen Monat Monate 
des Betriebsrätegeſetzes ſchluß 

EM 22 23 24 25 26 27 28 29 30 31 32 33 34 35 36 37 | 38 39 40 41 | 42 

LESCH EISEN H MS Kar mer Eeer AE 
U 
| | I hb 
| | | | | | | 
) l ) I 
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Größerer Verwaltungs bezirk: 


Aberſicht 
über den Aufbau der Gewerbegerichte, der Kaufmannsgerichte und der arbeits⸗ 
gerichtlichen Kammern der Schlichtungsausſchüſſe ſowie über die Zahl der 
Innungsſchiedsgerichte im Jahre 1924. 


A. Gewerbegerichte. 
1. Zahl der gemäß 88 1, 2 GGG. errichteten Gewerbegerichtee 
2. Zahl der gemäß § 82 GGG. errichteten (Berg-) Gewerbegericht ee 
3. Zahl der auf Grund der Landesgeſetze zur Entſcheidung gewerblicher Streitig- 
keiten berufenen Gewerbegerichte (S 80 ᷣ ᷑t inn 
4. Von den Gewerbegerichten zu 1 
a) find gemäß § 7 Abſ. 1 GGG. in der ſachlichen Zuſtändigkeit be⸗ 
PPP » 000000 ͤ ⁵⁰ er 
b) hatten örtliche Zuſtändigkeit: 
für einzelne Gemeinden . Sé af e ENEE 
darunter für Gemeinden mit mehr als 20000 Ein⸗ 
wohnern (§S 2 GGG. 
für die Bezirke mehrerer Gemeinden oder Teile von ſolche˖n 
für die Bezirke weiterer Kommunalverbände oder Teile von 


ſolchen; oder auch für ſolche Bezirke oder Teile davon 
und eine oder mehrere Einzelgemeindnnns 


5. Folgende Gewerbegerichte wurden im Jahre 1924 
enen errichte ger 9 e: ER Are KO 


B. Kaufmannsgerichte. 


1. Zahl der Zuelen 
2. Davon ſind Gewerbegerichten angegliedert 
3. Von den Kaufmannsgerichten ſind zuſtändig: 
für einzelne Gemeinden . r 
darunter für Gemeinden mit mehr als 20000 Einwohnern 
(G 2 des Geſetzes, betr. Kaufmannsgerichteõ en 
für die Bezirke mehrerer Gemeinden oder Teile von ſolchen ... 
für die Bezirke weiterer Kommunalverbände oder Teile von 
ſolchen; oder auch für ſolche Bezirke oder Teile davon und 
eine der ehre izegemeinde n 
4. Folgende Kaufmannsgerichte wurden im Jahre 1924 
EI  EENFN " (EEE ZErZr 
b) aufgehoben ä— MEA 


NR 
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C. Arbeitsgerichtliche Kammern. 

1. Zahl der arbeitsgerichtlichen Kammern der Schlichtungsausſchüſſe 

2. Von den arbeitsgerichtlichen Kammern ſind angelehnt 
a) an Gewerbegees er > 7. 
b) an Kaufes ihne E e, — 
ee eee 
d) an die Schlichtungsausſchüſſe ſelbſt ee 
e) an abgezweigte Kammern der Schlichtungsausſchüſſe 
Nan andere Behördenan T8 „„ 


3. Zahl der eingerichteten Fachkammern (für die einzelnen Gewerbezweige und 
Berufsarten beſonders aufzuführen): 


„ E ua. May cal Man Zur E 


b 


F 


D. Innungsſchiedsgerichte. 
Zahl der beſtehenden Innungsſchiedsgerichte (584 GGG. und § 81h Ziffer 4 Wein d 


Amnbe : Überſichten. 


(Ort, Datum) 


(Unterſchrift, Behörde) 


V. Gewerbliche Unterrichts angelegenheiten. 


Berufsſchulen. 


Erl. d. M. f. H. vom 6. Februar 1925 Nr. IV 1047, betr. Zeichenunterricht in den 
Berufsſchulen. 


Von beteiligter Seite iſt mir die Frage vorgelegt worden, ob die neuerdings für 
Metallgewerbeklaſſen an Berufsſchulen entwickelten Zeichenmethoden des Modellierens und 
Ergänzungszeichnens in den Zeichenunterricht der Berufsſchulen eingeführt werden dürfen, 
da die Grundſätze für die Erteilung des Zeichenunterrichts in gewerblichen Berufsſchulen 
vom 28. Januar 1907 (SMBl. S. 34) hierüber nichts enthalten. Ich ſehe mich daher 
veranlaßt, zu erklären, daß die Vornahme der durch die neuen Methoden gegebenen 
Übungen im Sinne der erwähnten Grundſätze liegt und daß von ihnen nach den bisher 
geſammelten Erfahrungen eine Förderung des Vermögens der Raumvorſtellung und der 
Sicherheit im Leſen von Zeichnungen zu erwarten iſt. 

Die Beſtrebungen auf Einführung der erwähnten Methoden ſind daher zu unter— 
ſtützen. Über bemerkenswerte Wahrnehmungen erwarte ich Bericht. 


J. A.: Dr. von Seefeld. 


An die Herren Regierungspräſidenten und das Provinzial⸗Schulkollegium, Abteilung III, 
Berlin-Lichterfelde. 
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VI. Nichtamtliches. 


Bücherſchau. 
(Eine Beſprechung und amtliche Empfehlung der eingeſandten Bücher findet, ſofern es ſich nicht um amtliche 
Ausgaben oder im amtlichen Auftrage herausgegebene Werke handelt, nicht ſtatt.) 
Mitteilungen des Deutſchen Waſſerwirtſchafts- und Waſſerkraft-Ver⸗ 
bandes e. V. in Berlin-Halenfee: 

Nr. 7. Das Preußiſche Waſſerbuch und die Rechtsgrundſätze 
des Landeswaſſeramts für die Eintragung von Waſſer- und 
Fiſchereirechten. 

Nr. 8. Waſſerkraft und Vermögenſteuer. 


Im Verlage der C. H. Beckſchen Verlagsbuchhandlung, München, ſind erſchienen: 
Sammlung von Reichsgeſetzen und Verordnungen handels— 
rechtlichen Inhalts. Textausgabe mit kurzen Anmerkungen von Profeſſor 

Dr. Arthur B. Schmidt in Tübingen. 4. Aufl. 1925. 


Zivilprozeßordnung nebſt Gerichtsverfaſſungsgeſetz und einſchlägigen 
Nebengeſetzen. Textausgabe mit Verweiſungen und Sachverzeichnis von Senats⸗ 
präſident Heinrich Schultz in München. 15. Aufl. 


Gewerbeordnung für das Deutſche Reich nebſt den Arbeitszeitverord⸗ 
nungen, dem Kinderſchutz, Stellenvermittler⸗, Hausarbeit, Schwerbeſchädigten⸗ 
und Gewerbegerichtsgeſetz ſowie der Schlichtungsordnung. Textausgabe. 16. Aufl. 


Handelsgeſetzbuch mit den wichtigſten Ergänzungsgeſetzen. Textausgabe. 
15. Aufl. i 


Earl Heymanns Verlag in Berlin W 8, 
Gedruckt bei Julius Sittenfeld in Berlin WS. 


